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Städtebauliche Instrumente 
für den Stadtumbau 
Der Erfahrungsaustausch geht weiter

Während der Stadtumbau Ost aufgrund der Dramatik der Entwicklungen von Beginn an im Rampenlicht der 
Fachöffentlichkeit stand, konzentrierte sich die Aufmerksamkeit in den alten Bundesländern zunächst vor 
allem auf die 16 Pilotstädte. Quasi im „Windschatten“ des inzwischen abgeschlossenen Modellvorhabens 
wurden jedoch in vielen Bundesländern beträchtliche Aktivitäten entfaltet. Bis Ende 2007 wurden bereits 
280 Kommunen in die Förderung von Bund und Ländern aufgenommen – mit deutlichen räumlichen Schwer-
punkten im Westen und Süden der Republik.

Mögen die wirtschaftlichen und demogra-
fi schen Entwicklungen in Westdeutschland 
auch vielfach mit geringerer Dynamik verlau-
fen, die anfängliche Hoffnung vieler Kom-
munalpolitiker – „Schrumpfen: mag ja sein, 
aber doch nicht bei UNS“ – lässt sich jedoch 
nicht mehr einlösen. Gleichwohl sehen die 
konkreten Aufgabenstellungen und Rahmen-
bedingungen im westlichen Planungsalltag 
anders aus als in Ostdeutschland: Der Anteil 
der Großsiedlungen am Gesamtwohnungs-
bestand der Kommunen ist geringer, die Zahl 
der Akteure ist größer und regionale Spezifi ka 
fallen stärker ins Auge. Vor allem aber ist der 
Stadtumbau im Westen wesentlich weniger 
vom Abriss geprägt als im Osten. Gründe ge-
nug, um einen intensiven Blick in den Werk-
zeugkasten zur planungsrechtlichen Steue-
rung von Stadtumbaumaßnahmen zu werfen.

 ■ Entwicklungskonzept, Sanierungsgebiet, 
Bebauungsplan und Umstrukturierungs-
satzung: Was eignet sich wann und wofür?

 ■ Was ist bei städtebaulichen Entwicklungs-
konzepten in Theorie und Praxis zu be-
denken? Was fördert und was hemmt ihre 
Umsetzung?

 ■ Was kann das Stadtumbau-Instrumenta-
rium zur Reaktivierung von Brachen und 
Konversionsfl ächen beitragen?

Diesen Fragen ging das vhw-Seminar Recht 
und Praxis im Stadtumbau: Möglichkei-
ten und Grenzen zwischen Konsens und 
Verwaltungsakt am 5. März in Mannheim
nach.

Abb. 1: Stadtumbau West: Gemeinden mit laufenden und ruhenden Maßnahmen 2007 
(Quelle: BBR, 2008)
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schiedenen Programmen in einem Gebiet gebündelt werden 
sollen …

Der vhw wird sich weiterhin bemühen, Kommunen, Woh-
nungsunternehmen und zivilgesellschaftliche Akteure im 
Stadtumbau mit Veranstaltungen zu begleiten. Der Erfah-
rungsaustausch wird fortgesetzt – mit dem Seminar:

Städtebaurechtliche Instrumente für den 
Stadtumbau:
Möglichkeiten und Grenzen zwischen Konsens und 
Verwaltungsakt  
vhw-Seminar am 4. Mai in Fürth

Referenten werden sein:

Prof. Dr. Michael Krautzberger, Ministerialdirektor a. D., 
Honorarprofessor an der Humboldt-Universität zu Berlin und 
an der Universität Dortmund

Dr. Hans-Peter Dürsch, Architekt, Inhaber des Büros DIS – 
Dürsch Institut für Stadtentwicklung, München

Ingo Schötz, Architekt, Referent im Sachgebiet Städtebauför-
derung, Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministeri-
um des Inneren, München

Weitere Hinweise zum Programm dieser Veranstaltung fi nden 
Sie in unserem Seminarkalender unter www.vhw.de

Prof. Dr. Michael Krautzberger erörterte mit den Gästen 
aus Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland sowohl die inzwischen gar nicht mehr so neuen 
„Stadtumbauwerkzeuge“ aus dem BauGB 2004 wie auch die 
„klassischen“ Instrumente des Städtebaurechts.

Karl-Heinz Frings, Geschäftsführer der DSK Deutsche Stadt- 
und Grundstücksentwicklungsgesellschaft in Wiesbaden, be-
leuchtete Erfordernis und Möglichkeiten der interkommunalen 
Zusammenarbeit. Insbesondere in Hessen – wo gut die Hälfte 
der Bevölkerung in Städten und Gemeinden mit weniger als 
20.000 Einwohnern lebt – gibt es hierfür zahlreiche Beispie-
le: 69 der Ende 2007 geförderten hessischen Stadtumbauge-
meinden sind Akteure in 16 interkommunalen Maßnahmen 
– organisiert in Zweckverbänden und Arbeitsgemeinschaften.

Prof. Thomas Dilger, Geschäftsführer der Unternehmens-
gruppe Nassauische Heimstätte/Wohnstadt in Frankfurt am 
Main und Kassel, erläuterte an Beispielen die wohnungswirt-
schaftlichen Herausforderungen. Die Reduzierung des Woh-
nungsbestandes kann auch im Westen erforderlich sein – von 
noch größerer Bedeutung sind aber gleichzeitig die qualitative 
Aufwertung des verbleibenden Bestands und des Wohnum-
felds, die Energetische Sanierung und die Anpassung an neue 
demografi sche Herausforderungen, insbesondere die Verän-
derung der Altersstruktur.

Alle Referenten plädierten dafür, sich vorrangig an den Pro-
blemstellungen zu orientieren und die Städtebauförderungs-
programme für sachgerechte Lösungen zu nutzen. Ein indes 
erklärtermaßen nicht immer leichtes Unterfangen, da die Ver-
waltungsvereinbarungen zur Städtebauförderung zum Teil 
sehr komplizierte Regelungen vorsehen, wenn Mittel aus ver-

Abb. 2:  Stadtumbau in den alten Bundesländern (Quelle: BMVBS, 2007)
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